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Else Noll & Alexander Noll Steuerberater 
Martinstr. 16, 68642 Bürstadt___________ 

  
 
 
 
 
 
 
 
nachfolgend möchten wir Sie mit den für Sie relevanten steuerlichen Änderungen der 
vergangenen Monate vertraut machen. 
 
Sie erhalten Informationen zu folgenden Themen: 
 

 
 Regelmäßige Rentenanpassungen in der gesetzlichen Rentenversicherung sind zu 

100 % einkommensteuerpflichtig 
 Zuteilung der Steuer-Identifikationsnummer und die dazu erfolgte Datenspeicherung 

mit Grundgesetz vereinbar 
 Termine Juli 2012 
 Änderung eines Steuerbescheides wegen offenbarer Unrichtigkeit 
 Kein verfassungsrechtlicher Verstoß durch eingeschränkten Abzug von Kranken- und 

Arbeitslosenversicherungsbeiträgen als Sonderausgaben bis zum 31.12.2009 
 Kein Vertrauensschutz bei einem nicht ordnungsgemäßen Fahrtenbuch 
 Kinderzuschüsse aus einem Versorgungswerk sind nicht steuerfrei 
 Nachweis der Vermietungsabsicht bei jahrelangem Leerstand einer Einliegerwohnung 
 Vorsteuerabzug bei Betrugsabsicht des Lieferers 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
 
 

 
Kreissparkasse Groß-Gerau  BLZ  508 525 53 Kto.-Nr. 130 349 21 
Sparkasse Worms   BLZ  553 500 10 Kto.-Nr. 415 713 8 
Raiffeisenbank Ried eG  BLZ  509 612 06 Kto.-Nr. 143 359 
Volksbank Groß-Gerau  BLZ  508 925 00      Kto.-Nr. 712 60305 

 
Datum: 06.06.2012 

 
 
 
 

Bürstadt                                           Stockstadt

Büro Bürstadt: 
Martinstr. 16 
68642 Bürstadt 
Telefon 06206/6482 und 963107 
Fax 06206/75620 
 
Büro Stockstadt: 
Bahnstr. 5 
64589 Stockstadt 
Telefon 06158/985920 Fax 06158/985921 
Ust-Id-Nr. DE193931274 
 
www.Steuerbuero-Noll.de 
Steuerbuero.Noll@t-online.de 

             



 

 

Steuerliche Informationen im Juni 2012 EEllssee  &&  AAlleexxaannddeerr  NNoollll  • 
Steuerberater  

- 2 - 

  

Regelmäßige Rentenanpassungen in der gesetzlichen 
Rentenversicherung sind zu 100 % 

einkommensteuerpflichtig 
Ab dem Veranlagungszeitraum 2005 werden Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung mit 
dem sog. Besteuerungsanteil besteuert. Jedem Renteneintrittsjahrgang wird ein bestimmter 
Prozentsatz zugewiesen. Entscheidend für den jeweiligen Besteuerungsanteil ist der Zeitpunkt des 
Renteneintritts. Das ist der Zeitpunkt, ab dem die Rente tatsächlich bewilligt wird. Renten aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung und andere Leistungen aus der sog. Basisversorgung unterliegen 
ab 2005 zu 50 % der Besteuerung – und zwar sowohl Bestandsrenten (die schon vor 2005 bezogen 
wurden) als auch Renten, die in 2005 erstmals gezahlt wurden. Für jeden neu hinzukommenden 
Rentenjahrgang erhöht sich der Besteuerungsanteil bis zum Jahr 2020 jährlich um 2 %, ab dem 
Jahr 2021 bis zum Jahr 2040 jährlich um 1 % bis auf 100 %. Es wird allerdings nicht der individuell 
maßgebende, einmal festgelegte Prozentsatz auf die in den folgenden Jahren erzielten 
Renteneinkünfte angewendet. Es wird der steuerfrei bleibende Anteil der Rente in einen lebenslang 
geltenden Freibetrag festgeschrieben. Der Freibetrag wird im Jahr nach dem Renteneintritt 
festgeschrieben, da regelmäßig erst dann die Rente über das ganze Kalenderjahr ausbezahlt wurde. 
Maßgebend für die „Zementierung“ des Freibetrags ist der (erste) Jahresbetrag der Rente. Dies hat 
zur Folge, dass regelmäßige Rentenerhöhungen, die sich in späteren Jahren ergeben, vollständig in 
die Besteuerung eingehen. 
Das Finanzgericht Baden-Württemberg hat bestätigt, dass regelmäßige Rentenanpassungen nicht 
zu einer Erhöhung des Freibetrags führen. Sie sind zu 100 % steuerpflichtig. 
Der Bundesfinanzhof wird wohl abschließend entscheiden müssen. 
Hinweis: Der Rentenfreibetrag ist neu zu ermitteln, wenn sich die Rentenhöhe auf Grund 
tatsächlicher oder rechtlicher Gründe ändert, z. B. wenn eine Altersrente zunächst als Teilrente in 
Anspruch genommen wird. 

 

Zuteilung der Steuer-Identifikationsnummer und die 
dazu erfolgte Datenspeicherung mit Grundgesetz 

vereinbar 
Zum 1. Juli 2007 wurde die persönliche Steuer-Identifikationsnummer eingeführt. Der 
Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die Zuteilung dieser Nummer und die dazu erfolgte 
Datenspeicherung mit dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung und dem sonstigen 
Verfassungsrecht vereinbar sind. 
 

Termine Juli 2012 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig 
werden: 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag3 

10.7.2012 13.7.2012 6.7.2012 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Ab dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den 
Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 10.7.2012 13.7.2012 6.7.2012 
Sozialversicherung5 27.7.2012 entfällt entfällt 
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1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen 
Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu 
drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die 
Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern 

ohne Fristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag 

des laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das 
Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.7.2012) an die jeweilige 
Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die 
Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 

Änderung eines Steuerbescheides wegen offenbarer 
Unrichtigkeit 

Oftmals kann für den Steuerbürger eine Vorschrift in der Abgabenordnung ein Rettungsanker sein, 
wenn der Steuerbescheid bereits rechtskräftig geworden ist. Nach dieser Vorschrift können Schreib- 
und Rechenfehler und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten (z. B. Eingabefehler des Finanzamts) 
jederzeit berichtigt werden. Jederzeit bedeutet allerdings, dass dies nur bis zum Ablauf der 
Festsetzungsfrist möglich ist. Allerdings kann auch das Finanzamt nach dieser Vorschrift eine 
Änderung vornehmen. 
Während der Bearbeitung der Einkommensteuerveranlagung 2006 bemerkte ein Finanzamt, dass im 
Einkommensteuerbescheid für 2005 eine Lohnersatzleistung aufgrund eines Eingabefehlers nicht 
berücksichtigt worden war, obwohl der Steuererklärung die Bescheinigung über die 
Lohnersatzleistung beigefügt worden war. 
Der Bundesfinanzhof bestätigte die Auffassung des Finanzamts und ließ die Änderung des 
Einkommensteuerbescheids 2005 wegen offenbarer Unrichtigkeit zu. Das Gericht stellte fest, dass 
ein Fehler im Sinne der Vorschrift offenbar ist, wenn er bei Offenlegung des Sachverhalts für jeden 
unvoreingenommenen Dritten klar und deutlich als offenbare Unrichtigkeit erkennbar ist. 
 

Kein verfassungsrechtlicher Verstoß durch 
eingeschränkten Abzug von Kranken- und 

Arbeitslosenversicherungsbeiträgen als Sonderausgaben 
bis zum 31.12.2009 

Die bis Ende 2009 geltenden Regelungen für den beschränkten Sonderausgabenabzug von 
Kranken- und Arbeitslosenversicherungsbeiträgen sind nicht zu beanstanden. Das 
Bundesverfassungsgericht hat zwar die bis dahin geltenden Regelungen zum Sonderausgabenabzug 
für mit dem Grundgesetz unvereinbar erklärt, eine Neuregelung aber mit spätester Wirkung zum 
1. Januar 2010 gefordert. Dies ist geschehen. 
Die danach noch bis zum 31.12.2009 gültigen gesetzlichen Bestimmungen verstoßen auch nicht 
gegen die europäische Menschenrechtskonvention. Sie verlangt lediglich die körperliche 
Unversehrtheit, nicht aber eine zu gewährende Garantie, dass die soziale Sicherung betreffende 
Aufwendungen steuerlich berücksichtigt werden. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
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Kein Vertrauensschutz bei einem nicht ordnungsgemäßen 
Fahrtenbuch 

Die private Nutzung betrieblicher Kraftfahrzeuge ist gesetzlich geregelt. Für jeden Kalendermonat 
hat der Unternehmer 1 % des inländischen Kfz-Listenpreises im Zeitpunkt der Erstzulassung 
zuzüglich der Kosten für Sonderausstattung und Umsatzsteuer als Privatanteil zugrunde zu legen. 
Rabatte und Nachlässe, die beim Erwerb des Fahrzeugs gewährt wurden, werden nicht 
berücksichtigt. Dies gilt auch beim Erwerb eines Gebrauchtfahrzeugs. 
Der Nachweis einer geringeren privaten Nutzung ist möglich. Zu diesem Zweck sind die 
Aufwendungen durch Belege nachzuweisen und das Verhältnis der privaten zu den übrigen Fahrten 
durch ein ordnungsgemäß geführtes Fahrtenbuch zu ermitteln. Diese Grundsätze gelten auch, wenn 
der Arbeitgeber einem Arbeitnehmer ein Kraftfahrzeug zur privaten Nutzung überlässt. Ein 
ordnungsgemäßes Fahrtenbuch muss zeitnah und in geschlossener Form geführt werden. Eine 
Lose-Blatt-Sammlung reicht nicht. Anzugeben sind Datum und Kilometerstand zu Beginn und Ende 
jeder einzelnen Fahrt; weiterhin Reiseziel, Reiseroute, Reisezweck und der Name der aufgesuchten 
Geschäftspartner. 
Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg hat die Auffassung der Finanzverwaltung bestätigt, dass ein 
in Form einer Excel-Tabelle geführtes Fahrtenbuch nicht den gesetzlichen Anforderungen entspricht. 
Eine mit Hilfe eines Computerprogramms erzeugte Datei genügt den Anforderungen an ein 
ordnungsgemäßes Fahrtenbuch nur dann, wenn nachträgliche Veränderungen an den zu einem 
früheren Zeitpunkt eingegebenen Daten technisch ausgeschlossen sind oder die Änderungen in der 
Datei selbst dokumentiert und offen gelegt werden. Das Finanzgericht stellt weiterhin klar, dass es 
keinen Vertrauensschutz aufgrund einer fehlerhaften Anwendung (Verwaltungspraxis) in den 
Vorjahren gibt. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

Kinderzuschüsse aus einem Versorgungswerk sind nicht 
steuerfrei 

Kinderzuschüsse aus der Rente eines berufsständischen Versorgungswerks sind steuerpflichtig und 
nicht wie die Zuschüsse aus der gesetzlichen Rentenversicherung steuerfrei. Die unterschiedliche 
Behandlung solcher Zuschüsse verstößt nicht gegen das Gleichbehandlungsgebot. Der Gesetzgeber 
hat ausdrücklich die Steuerfreiheit der Kinderzuschüsse aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
normiert, weil der Anspruch auf Kindergeld für solche Kinder ausgeschlossen ist. Berufsständische 
Kinderzuschüsse sind zwar nicht steuerfrei, dafür geht aber auch der Anspruch auf Kindergeld nicht 
verloren. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Nachweis der Vermietungsabsicht bei jahrelangem 
Leerstand einer Einliegerwohnung 

Aufwendungen für eine leer stehende Wohnung können nur dann als vorab entstandene 
Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung abgezogen werden, wenn der 
Eigentümer der Wohnung den Entschluss zur künftigen Einkünfteerzielung endgültig gefasst hat und 
diesen Entschluss später nicht wieder aufgibt. Die Absicht der Vermietung muss anhand objektiver 
Umstände erkennbar und feststellbar sein. Besteht hinsichtlich der Vermietungsabsicht 
Ungewissheit, entfällt der Werbungskostenabzug. 
In einem vom Finanzgericht Rheinland-Pfalz entschiedenen Fall stand eine Einliegerwohnung über 
fünf Jahre leer. Die Eigentümer boten die Wohnung nur im Bekanntenkreis und bei Firmen zur 
Vermietung an. Zeitungsanzeigen wurden nicht aufgegeben. Es wurde kein Makler eingeschaltet. 
Dem Finanzgericht reichten diese wenigen Bemühungen nicht, um den Werbungskostenabzug 
anzuerkennen. Zum Nachweis der Vermietungsabsicht fordert es die Darlegung und den Nachweis 
geeigneter und ausreichender Maßnahmen zur beabsichtigten Vermietung der Wohnung. 
Der Bundesfinanzhof muss endgültig entscheiden. 
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Vorsteuerabzug bei Betrugsabsicht des Lieferers 
Der Vorsteuerabzug aus einer Lieferung steht dem Kunden auch dann zu, wenn der Lieferer nicht 
zivilrechtlicher Eigentümer des Liefergegenstands ist. Dieser Grundsatz behält selbst dann seine 
Gültigkeit, wenn der Lieferer den Gegenstand später vertragswidrig noch mehrmals an andere 
Abnehmer veräußert. 
Einem Urteil des Bundesfinanzhofs lagen Liefer- und Finanzierungsgeschäfte einer ahnungslosen 
Leasinggesellschaft (A) mit einem in betrügerischer Absicht handelnden Maschinenlieferanten (B) 
und einem in die Betrugsgeschäfte verwickelten Leasingnehmer (C) zugrunde. B verkaufte die 
Maschinen an A, die sie zur Nutzung im Wege eines Leasingvertrags an C überließ. Mitarbeiter der A 
prüften die Maschinen vor der Überlassung an C auf ihre Identität. Durch Austausch der 
Maschinentypenschilder wickelten B und C das Geschäft noch mehrere Male mit anderen 
Leasinggesellschaften ab. 
Das Finanzamt versagte bei A den Vorsteueranspruch aus der Maschinenlieferung mit der 
Begründung, dass A an den Maschinen nicht die tatsächliche Verfügungsmacht verschafft worden 
sei. Vorsteuerabzugsmöglichkeit und Verfügungsmacht könnten nicht gutgläubig erlangt werden. 
Dieser Beurteilung folgt der Bundesfinanzhof nicht, er bestätigt die Rechtmäßigkeit des 
Vorsteuerabzugs durch A. Dazu führte er im Einzelnen aus: 
Durch eine Lieferung wird der Abnehmer in die Lage versetzt, in eigenem Namen wie ein 
Eigentümer über einen Gegenstand verfügen zu können. Auf die tatsächliche Eigentumsübertragung 
kommt es dabei nicht an. Daraus folgt, dass die Lieferung auch durch einen Dieb erfolgen kann. 
Lediglich der Diebstahl selbst fällt nicht unter die Begriffsbestimmung einer Lieferung von Waren. 
Dem Recht auf Vorsteuerabzug steht auch nicht entgegen, dass B die nicht offen gelegte Absicht 
hatte, die der A übertragenen Maschinen auch an andere Leasinggesellschaften zu übereignen. 
Es handelt sich gegenüber der A auch nicht um die Rückgängigmachung einer Lieferung. Dazu wäre 
erforderlich, dass der Liefergegenstand an B zurückgegeben worden wäre und dieser den Kaufpreis 
an A zurückgezahlt hätte. 


